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Die Vorgeschichte
Der Faschismus ist im 20. Jahrhundert nicht pl�tzlich und aus heiterem Himmel �ber die Menschen losgebrochen. 
Die Ver�nderungen durch den Ersten Weltkrieg legten viele Entwicklungswege an ...

Ein wesentlicher Aspekt des Faschismus, der in der historischen Betrachtung und Aufarbeitung bis heute kaum eine 
Rolle spielt, da der italienische und der deutsche Faschismus alle anderen Formen �berspielten, ist die Ausbreitung 
der von der katholischen Kirche unterst�tzten faschistisch-autorit�ren Herrschaftssysteme. 

In Portugal, Spanien, Ungarn, Slowakei, Kroatien, Polen, Litauen und Ästerreich machten sich in den Zwanzi-
ger- bis Vierzigerjahren des 20. Jahrhunderts diese Regimes1 breit. Nach 1945 war es in erster Linie der Nationalso-
zialismus, dem die Forschung und Auseinandersetzung galt. Der katholische Kirche, die sich nach 1945 flugs zum 
armen Opfer des Faschismus mutierte, gelang es weitgehend ihre zutiefst niedertr�chtige politische Rolle aus der 
Diskussion herauszuhalten.

Die Neigung der katholischen Kirche zum Faschismus h�ngt an der historischen Entwicklung. Es dauerte Jahrhun-
derte bis es den Menschen in Europa gelungen war, die absolute gesellschaftspolitische Dominanz der Religion zu-
r�ckzudr�ngen.

Joseph der Zweite, einer der wenigen nÅtzlichen Habsburger
In �sterreich schaffte der aufgekl�rte Absolutist Joseph II.2 ein erstes Zur�ckdr�ngen der Kirchengewalt und legte 
sich mit dem Toleranzpatent, der Aufhebung hunderter schmarotzender Kl�ster und Einf�hrung der Zivilehe massiv 
mit der katholischen Kirche an, die deswegen auch an seinem fr�hen Hinscheiden beteiligt gewesen sein k�nnte.

Im 19. Jahrhundert musste die Kirche hierzulande durch das von den Liberalen erreichte Staatsgrundgesetz von 1867 
weitere Beschr�nkungen hinnehmen: Religionsfreiheit und das Recht auf Kirchenaustritt und die Ausweitung der Zi-
vilehe, was beispielsweise zum v�lligen Durchdrehen des Linzer Bischofs Rudigier f�hrte, der 1869 wegen seiner 
hetzerischen Hirtenbriefe mit Aufrufen zur Missachtung der Gesetze sogar festgenommen und zu einer Arreststrafe 
verurteilt werden musste.

die verhÇngten vierzehn Tage Arrest musste Bischof Rudigier, ein katholischer 
Fanatiker Åbelsten AusmaÉes, dank kaiserlichen Gnadenerlasses nicht absitzen

1 In Rum�nien wurde ein �hnliches Regime von der orthodoxen Kirche gef�rdert
2 Joseph II., Sohn von Franz I. und Maria Theresia, 1741 - 1790. Ab 1764 Mitregent; 1780 Nachfolger Maria Theresias; unter 
mysteri�sen Umst�nden verstorben
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Noch schlimmer f�r die Kirche kam es dann nach dem 1. Weltkrieg, allenthalben gab es das endg�ltige Ende des 
bisher gepflegten B�ndnisses von "Thron und Altar", auch die von der Kirche bisher als "gottlos" massiv bedr�ngte 
Arbeiterbewegung erzwang vermehrt Freir�ume. In den ersten Nachkriegsjahren konnten eine Reihe von gesetzli-
chen Ma�nahmen durchgesetzt werden, die bis heute als Grundlage f�r Arbeitsrecht und Sozialstaat dienen und erst 
jetzt, nach mehr als 80 Jahren, vom Neoliberalismus Schritt um Schritt beseitigt werden. Kirche und konservative 
Parteien waren schon damals strikt dagegen gewesen, aber drohende Revolutionen3 lie�en vorerst keine Handhabe 
zu.

Die katholische Kirche stand in ihrer konservativen Tradition fest auf Seiten der herrschenden Klasse und pr�sentier-
te sich deswegen �berall politisch im ganz rechten Eck. Allerorts wurden soziale und sozialpolitische Bewegungen 
zur�ckgedr�ngt, in �sterreich ruhte die Regierungsgewalt ebenfalls bald wieder in konservativen H�nden.

Die ehemaligen Liberalen machten nun den Hauptteil der Deutschnationalen aus, Christlichsoziale und Deutschnatio-
nale arbeiteten zusammen gegen die Arbeiterbewegung, beide politische Richtungen strebten nach autorit�ren Ge-
sellschaftssystemen, vorgeblich als Schutz vor dem Bolschewismus, praktisch zur Sicherung der bestehenden Ver-
h�ltnisse und Zur�ckdr�ngung des Einflusses der arbeitenden Bev�lkerung. Die christlichen Parteien konnten sich 
dabei auf die St�ndestaatlehre von Papst Pius XI (Enzyklika QUADRAGESIMO ANNO von 1931) berufen, mit der ge-
sellschaftspolitisch die Wiederkehr des Mittelalters angestrebt wurde. Zum Sozialismus hei�t es darin: "Der Sozialis-
mus, gleichviel ob als Lehre, als Bewegung oder als geschichtliche Erscheinung (..) bleibt mit der katholischen Kirche immer 
unvereinbar, er m�sste denn aufh�ren, Sozialismus zu sein. Der Gegensatz zwischen sozialistischer und christlicher Gesell-
schaftsauffassung ist un�berbr�ckbar." Was vorrangig die Beseitigung demokratischer Verh�ltnisse erforderte. Auch 
die Christlichsozialen in �sterreich werkten zunehmend in diese Richtung.

Der geistige Vater des Klerikalfaschismus: Papst Pius XI.
Bei den Wahlen in der 1. Republik hatten die Sozialdemokraten 1919 die relative Mehrheit (40,8%) errungen, die bei 
den vorzeitigen Wahlen 1920 an die Christlichsozialen verloren ging (41,8%). Die Gro�deutschen erreichten 1919 
18,4 und 1920 17,3%. Die n�chsten Wahlen 1923 brachten f�r die Schwarzen 45%, f�r die Roten 39,6%, f�r die 
Gro�deutschen (plus "Landbund", Organisation deutschnationaler Bauern) nur mehr 12,8%. 1927 kandidierten 
Christliche und Deutschnationale gemeinsam ("Einheitsliste"), blieben jedoch mit 49% unter dem vorherigen gemein-
samen Stimmenanteil, da der Landbund au�erhalb blieb und 6% der Stimmen erreichte, die Sozialdemokraten stiegen 
auf 42%.

Im Bund war daher alles fest in schwarz-gro�deutscher Hand, in Wien regierten die Roten und bauten dort ein bis 
heute als musterg�ltig geltendes "Rotes Wien" auf. Ideologisch war das "Rote Wien" das erkl�rte Feindbild der Kon-
servativen, besonders auch der katholischen Kirche. Die "Heimwehren" der Schwarzen und Deutschnationalen wur-
den als Kampfverband der Konservativen gebildet, der sozialdemokratische "Republikanische Schutzbund" etablierte 
sich in Wien und in einigen St�dten und Industriezentren, fl�chendeckend beherrschte allerdings die Heimwehr die 
�sterreichischen L�nder. Der Schutzbund wurde am 12.4.1923 beh�rdlich zugelassen, Vorl�ufer waren die 1922 ge-
gr�ndeten "Arbeiterwehren", die Heimwehren entstanden schon 1918/19.

3 Oktoberrevolution in Russland 1917, R�terepubliken 1918/19 in Ungarn und Bayern
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Am 30.1.1927 schossen Rechtsextreme im burgenl�ndischen Schattendorf bei einer Konfrontation zwischen Front-
k�mpferbund und Schutzbund auf die unbewaffneten Sozis und t�teten einen Invaliden und ein Kind. Am 14.7. wur-
den die ausgeforschten Mordsch�tzen in Wien freigesprochen, was nach einer Reihe vorangegangener �hnlicher Ur-
teile zu schweren Unruhen und zum Justizpalastbrand f�hrte. Die demonstrierenden Wiener Arbeiter wurden unter 
Feuer genommen, 89 Tote �ber sechshundert Schwerverletzte sind die Folge. Bundeskanzler Ignaz Seipel, ein Pr�lat, 
geht in der Folge mit allen Mitteln gegen die Arbeiterbewegung vor, die Heimwehr wird zur Quasistaatsmacht. Sei-
pel hatte schon 1924 die W�hrungsreform auf dem R�cken der arbeitenden Bev�lkerung durchgezogen, jetzt arbeite-
te er als Wegbereiter des Klerikalfaschismus. Nur sein fr�her Tod 1932 im Alter von 56 Jahren verhinderte seine 
Mitwirkung an dessen Errichtung.

Iganz Seipel, eine der Åblen Figuren in der Ñsterreichischen Politik, Urvater des Klerikalfaschismus in Ästerreich
Die Arbeiterbewegung bleibt in Ruhestellung. Zwar redet der Austromarxismus laut und radikal, aber es wird nicht 
gehandelt. Die radikal erscheinenden Spr�che dienen sowohl der eigenen als auch der gegnerischen Propaganda. 
Nutzen haben davon allerdings durch das fehlende Handeln nur die Gegner, die vorgeben k�nnen, das Land vor dem 
Linksradikalismus zu sch�tzen.

Die Heimwehren legen ein Bekenntnis zum Faschismus ab, sie fordern auf einer Gro�kundgebung am 18.5.1930 in 
Korneuburg die Beseitigung der politischen Parteien und des Parlamentarismus ("Korneuburger Eid").

Bei den Nationalratswahlen 1930 fallen die Stimmen f�r die Sozialdemokraten geringf�gig auf 41,2%, damit haben 
sie jedoch die relative Mehrheit, die Schwarzen kandidieren wieder alleine und bekommen nur 35,7%, zwei rechts-
extreme Bewegungen, der "Schoberblock" (Gro�deutsche und Landbund) mit 11,5% und der "Heimatblock" (Heim-
wehren) mit 6,2% f�hren zu einer Mandatsmehrheit der Rechten von 93 zu 72 Mandaten. Die Regierung wird aber 
nur von den Christlichsozialen und den Gro�deutschen gebildet, die eine Mehrheit von 85 zu 80 haben.

Heimwehraufmarsch
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Im September 1931 gibt es den Versuch eines rechtsextremistischen Staatsstreiches. Die Heimwehren waren ur-
spr�nglich (wie oben angef�hrt) die gemeinsamen paramilit�rischen Organisationen der Christlichsozialen und der 
Deutschnationalen gewesen. Ab 1928 hatte eine Auseinanderentwicklung stattgefunden, �berwiegend waren die 
Heimwehren nunmehr schwarz, die in der Steiermark tendierten zu den Nazis. Als Bundesf�hrer der Heimwehren ist 
1931 der deutschnationale steirische Landeskommandant und Rechtsanwalt Walter Pfrimer t�tig. Er bricht am 
12.9.1931 einen Putschversuch vom Zaune, scheitert kl�glichst, da die Heimwehren in den anderen Bundesl�ndern 
gar nicht und die steirischen Heimwehrer ohne R�ckhalt in der Bev�lkerung agieren. Pfrimer flieht nach dem ge-
scheiterten Putsch zun�chst ins Ausland, die Bundesregierung und die Beh�rden tun alles, um den Puschversuch 
klein zu reden, von den Gerichten werden festgenommene Teilnehmer durchwegs freigesprochen, auch der zur�ckge-
kehrte Pfrimer bleibt ohne Strafe. Er tritt in der Folge in die NSDAP ein und wird nach dem "Anschluss" Reichstagsab-
geordneter.

Walter Pfrimer
Der Aufstieg der NSDAP und dann die Macht�bernahme Hitlers im J�nner 1933 beeinflusst auch das �sterreichische 
Regierungsb�ndnis, die Gro�deutschen erleben in �sterreich eine massive Abwanderung zu den Nazis.

Die NSDAP hatte 1930 rund 3% der Stimmen und kein Mandat errungen, 1932 bei den Landtagswahlen in Wien, 
Nieder�sterreich und Salzburg kassiert die Partei allerdings fast alle Stimmen der �u�ersten Rechten: Die Nazis ver-
f�nffachen sich (von 66.000 auf 336.000) auf Kosten der Gro�deutschen, des Landbundes und des Heimatblockes 
(von 304.000 auf nur noch 53.000).

Was auch Folgen f�r die Bundesregierung hat. Das erste Kabinett DollfuÅ (20.5.1932) st�tzt sich auf die Mandate 
der Christlichsozialen und Heimwehrer plus Landbund, die zehn Gro�deutschen des "Schoberblocks" gehen in Op-
position. Die Regierung hat nur eine Mehrheit von 83 zu 82.

Engelbert Dollfu� (1892 - 1934)

Diese neue Situation von 1932, die Koalitionsregierung von Christlichsozialen, Landbund und Heimwehren und eine 
Opposition von Sozialdemokraten und immer weiter ins Rechtsextreme tendierenden Deutschnationalen bewirkt eine 
wesentliche Versch�rfung der ohnehin schon sehr gespannten Situation. 

Die Weltwirtschaftskrise von 1929 hatte auch in �sterreich zu massiver Arbeitslosigkeit gef�hrt. Die Inflation der 
Nachkriegszeit sa� den Regierenden als Schreckgespenst im Nacken. Man wusste noch, dass die immensen Kriegs-
schulden das Wesentliche f�r die Geldentwertung bis 1924 gewesen waren und sah jetzt in einem sparsamen und 
ausgeglichenen Staatshaushalt das beste Gegenmittel. Was hei�t, dass die Wirtschaftskrise durch die Sparpolitik der 
�ffentlichen Hand (Nulldefizit) noch bedeutend versch�rft wurde.
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Engelbert DollfuÄ auf dem Weg zur Diktatur
Getragen von Machtbesessenheit, was vielleicht mit seinem k�rperlichen Kleinwuchs ("Millimetternich") zusam-
menhing, und christlich-konservativem Sendungsbewusstsein machte sich Engelbert Dollfu� als Bundeskanzler (und 
gleichzeitig auch als Au�en- und Landwirtschaftsminister) daran, seine Vorstellungen vom Staatswesen in die Praxis 
umzusetzen. Er vertrat die Vorstellungen von Papst Pius XI. von einer berufsst�ndischen Gliederung eines katholi-
schen Gemeinwesens und zielte auf die Eliminierung aller nicht dazu kompatiblen Elemente. Was in erster Linie die 
Arbeiterbewegung und das demokratischen Staatswesen an sich betraf.

Zu Hilfe kommt dem Kanzler dabei, dass das �sterreichische Staatsrecht immer noch ein Gesetz aus der Kriegszeit 
beherbergt: Das "Kriegswirtschaftliche Erm�chtigungsgesetz" von 1917. Die Sozialdemokraten hatten zwar darauf 
gedr�ngt, das darin enthaltene Notverordnungsrecht der Regierung aus der Verfassung zu entfernen, was jedoch am 
Widerstand der Rechtsparteien gescheitert war.

Das Gesetz vom 24.7.1917 lautete:
Å 1 Die Regierung wird ermÇchtigt wÇhrend der Dauer der durch den Krieg hervorgerufenen auÄerordentlichen Ver-
hÇltnisse durch Verordnung die notwendigen VerfÉgungen zur FÑrderung und Wiederaufrichtung des wirtschaftlichen 
Lebens und zur Versorgung der BevÑlkerung mit Nahrungsmitteln und anderen BedarfsgegenstÇnden zu treffen. Zur 
Mitwirkung bei der DurchfÉhrung der auf Grund dieses Gesetzes ergriffenen MaÄnahmen kÑnnen auch Gemeinden 
herangezogen werden.
Å 2 In den zu erlassenden Verordnungen kÑnnen fÉr Öbertretungen Geldstrafen bis zu 20 000 K., Arreststrafen bis zu 
6 Monaten, (...). Die Bestrafung steht den politischen BehÑrden zu. 
Å 3 Die Regierung ist verpflichtet, die auf Grund der kaiserlichen Verordnung vom 10. Okt. 1914, RGB1. Nr. 274, er-
lassenen Verordnungen dem Reichsrat vorzulegen und Éber sein Verlangen auÄer Wirksamkeit zu setzen. Das glei-
che gilt fÉr die auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen, welche dem Reichsrate, falls er versammelt ist, 
spÇtestens am Ende jedes Kalendervierteljahres, sonst bei seinem   Zusammentritt   vorzulegen   sind. 
Å 4 Dieses Gesetz tritt mit dem Tage seiner Kundmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Kaiserliche Verordnung vom 
10. Okt. 1914, RGB1. Nr. 274, auÄer Wirksamkeit.
Å 5 Die auf Grund dieses Gesetzes oder der Kaiserlichen Verordnung vom 10. Okt. 1914, RGB1. Nr. 274, erlassenen 
Verordnungen bleiben, soweit sie nicht zeitlich begrenzt sind, so lange in Kraft, als sie nicht durch neue, auf Grund 
dieses Gesetzes oder auf Grund einer anderen gesetzlichen ErmÇchtigung erlassenen Verordnung oder Éber Verlan-
gen des Reichsrates nach Å 3 dieses Gesetzes abgeÇndert oder auÄer Wirksamkeit gesetzt werden.
Å 6 Mit dem Vollzug dieses Gesetzes sind die beteiligten Minister betraut.

Das Gesetz hatte urspr�nglich vordergr�ndig die Versorgung sichern, aber insbesondere ein Instrument gegen die 
w�hrend des Krieges - wegen der sich st�ndig verschlechternden Verh�ltnisse - zunehmenden Unruhen in der Bev�l-
kerung bilden sollen. 

Die schwammigen Formulierungen waren aber auch der Dollfu�-Regierung von Nutzen. Konnten nicht genauso die 
Verh�ltnisse der 30er-Jahre bei einigem (schlechten) Willen als durch den Krieg hervorgerufene au�erordentliche 
Verh�ltnisse definiert werden, der Kleinstaat �sterreich, entstanden als Kriegsfolge, als Gebilde, das au�erordentlicher 
Ma�nahmen bedarf? Den Ma�nahmen, die von der Regierung ergriffen werden, wurde im Gesetz kein Rahmen ge-
setzt. Das Gesetz erm�glichte also �hnliche Eingriffe wie das deutsche Erm�chtigungsgesetz der Nazis vom M�rz 1933. 
Die einzige hinderliche Beschr�nkung war die verpflichtende Vorlage der Verordnungen im Parlament. Eine Be-
hinderung der angestrebten Diktatur, die Dollfu� alsbald beseitigen konnte.

"Selbstausschaltung" des Parlaments
< Engelbert DollfuÉ, seit MÇrz 1931 Landwirtschaftsminister, Regierungschef ab Mai 32 - er paarte Sen-
dungsbewusstsein, religiÑsen Fanatismus und Machtbesessenheit mit sagenhafter politischer Dummheit 
und UnfÇhigkeit - der schÇdlichste Politiker, den Ästerreich in demokratischen Zeiten hervorbrachte.

Anfang M�rz 1933 streikten die Eisenbahner, das Bundesheer besetzt die Bahnh�fe, 
um den Streik niederzuschlagen. Am 4.3. gibt es dazu im Parlament einen Antrag der 
Opposition. Die knappe Mehrheit der Regierung von einem Mandat h�ngt bei der Ab-
stimmung am damals zum Mitstimmen nicht berechtigten vorsitzenden Nationalrats-
pr�sidenten. Der 1. Pr�sident Renner (Sozialdemokrat) tritt deshalb zur�ck, die Christ-
lichsozialen m�ssen den Vorsitz �bernehmen, die Opposition hat die Mehrheit. Der 2. 
Pr�sident Ramek (Christlichsozialer) tritt ebenfalls zur�ck, der gro�deutsche 3. Pr�si-
dent Straffner �bernimmt den Vorsitz, jetzt hat die Regierung wieder die Mehrheit. 
Auch der 3. Pr�sident tritt nun zur�ck. 

Die Sitzung kann jetzt gesch�ftsordnungsgem�� nicht fortgesetzt werden. DollfuÅ er-
klÇrt, das Parlament habe sich selbst ausgeschaltet, seine Regierung sei jedoch 
weiter im Amt. Man kann nun mit dem Erm�chtigungsgesetz von 1917 ohne Par-
lamentskontrolle regieren, so sieht es zumindest die Regierung. Reparaturma�nahmen 
(etwa Neuwahl des Parlamentspr�sidiums oder �berhaupt Neuwahlen) werden verhin-
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dert, ein neues Zusammentreten des Parlaments wird von den Christlichsozialen boykottiert und mit Polizeigewalt 
unterbunden. F�r den Fall, dass das Parlament nicht zusammentreten k�nne, hatte die SDAP die Ausrufung des Ge-
neralstreiks geplant und auch vorbereitet. Am 15.3. er�ffnet der 3. Nationalratspr�sident Straffner wegen der polizei-
lichen R�umungsdrohung schon um 14h30 die Sitzung des Rumpfparlaments aus Sozialdemokraten und Gro�deut-
schen und schlie�t dann die seit 4.3. formal fortdauernde Sitzung. Was ein schwerer Fehler war, da die Sitzung f�r 
15h angesetzt gewesen und somit die Zusammenkunft um 14h30 formal keine ordnungsgem�� einberufene Sitzung 
war. Statt der Ausrufung des f�r den Fall der Verhinderung der Sitzung geplanten Generalstreiks, verzettelt sich die 
Opposition in einem Streit mit der Regierung, ob die Sitzung nun stattgefunden habe oder nicht. Dollfu� entscheidet 
kraft seines Amtes als Kanzler die Lage f�r sich.

Verboten werden in der Folge am 25.3. der Republikanische Schutzbund, am 1. Mai die Maidemonstrationen, 
am 26.5. die Kommunistische Partei.

Am 10.5. wird die Regierung umgebildet, es gibt nur noch christlichsoziale Minister, die Beseitigung demokratischer 
Rechte geht weiter: alle anstehenden Wahlen werden ausgesetzt. Anlass daf�r war h�chstwahrscheinlich die Ge-
meindewahl in Innsbruck, bei der die NSDAP am 23. April nach einem �beraus aufwendigen und intensiven Wahl-
kampf 41,2% der Stimmen erlangt hatte und st�rkste Partei geworden war.

Am 5.6. unterzeichnen Dollfu� und Schuschnigg in Rom ein Konkordat mit dem Vatikan, das der katholischen 
Kirche wieder immense Vorrechte einr�umt. Das Verbot des kirchenkritischen Freidenkerbundes (in der 1. Repu-
blik eine der Massenorganisationen im Vorfeld der Sozialdemokraten) am 12.6. ist eine der Folgen davon.

Dollfu� liefert dem Papst ein katholisches �sterreich

Im August 1933 legt man dazu noch ein Sch�uferl nach: der Austritt aus der Kirche wird enorm erschwert bzw. 
verunm�glicht: Man lÇsst nunmehr jeden Austrittswilligen auf seinen Geisteszustand ÉberprÉfen!

Die katholische Kirche nahm das mit Genugtuung zur Kenntnis. Den Erzbischof von Wien, Kardinal Innitzer, 
erinnert dieser "Aufbruch einer neuen Zeit" (nicht zu Unrecht!) an die Zeit der Gegenreformation. Der religi�se 
Terror der Gegenreformation ist damals ja auch offiziell noch eine hoch gelobte katholische Errungenschaft. Im 
Weihnachtshirtenbrief 1933 stellt Innitzer fest: "Noch selten d�rfte das Oberhaupt der Kirche den F�hrern und den 
Mitgliedern einer Regierung so r�ckhaltlose Worte vollsten Lobes und freudiger Anerkennung f�r ihr Bekenntnis und 
staatsm�nnisches Ziel gewidmet haben, wie unserer gegenw�rtigen Regierung". 

Politisch organisieren sich die Klerikalfaschisten ab 20. Mai 1933 in der VATERLÑNDISCHEN FRONT, ein "�berpar-
teilicher Zusammenschluss aller regierungstreuen �sterreicher", so die Eigendefinition. In der Folge werden hun-
derttausende �sterreicher zum Beitritt in diesen Verband gen�tigt.

das Krukenkreuz ist das Symbol der Klerikalfaschisten
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Mit der NSDAP gibt es gr��ere Wickel. Am 15. Mai sollte der deutsche Nazi-Funktion�r Reichsleiter Hans Frank 
auf einer NSDAP-Veranstaltung reden, die Regierung verf�gt die Ausweisung, worauf die deutsche Regierung ab 1. 
Juni die sogenannte Tausend-Mark-Sperre verh�ngt. Deutsche Reichsb�rger, die (ausgenommen im "kleinen Grenz-
verkehr") nach �sterreich reisen, haben eine Ausreisegeb�hr von 1000 Reichsmark zu entrichten (das w�ren heute 
ungef�hr 4000 �). Wodurch der auch damals nicht geringe deutsche Fremdenverkehr nach �sterreich zum Erliegen 
kommt.

�sterreichische Nazis ver�ben im Juni 1933 eine Serie von Sprengstoffanschl�gen, was am 19.6. zum Verbot der 
NSDAP f�hrt. Die �sterreichische Regierung steht damit im Dauerkonflikt mit den deutschen Nazis, sucht als Aus-
gleich den Kontakt und die Zusammenarbeit mit den italienischen Faschisten, was vorerst gelingt (Dollfu� trifft im 
August 1933 Mussolini).

Feind und Freund der Austrofaschisten
Die defakto herrschende Diktatur existiert formal noch nicht. Die Sozialdemokraten sind immer noch eine legale Par-
tei, die ideologischen Vorstellungen der Dollfu�-Regierung harren noch ihrer kompletten Umsetzung. Vom 8. bis 12. 
September findet in Wien der allgemeine deutsche Katholikentag statt (ohne Katholiken aus Deutschland, die Tau-
sendmarksperre verhindert die Einreise). Dollfu� setzte im Rahmen dieser Tage die erste Gro�kundgebung der VA-
TERL�NDISCHEN FRONT an und h�lt am 11. September am Wiener Trabrennplatz seine programmatische Rede, 
diese Trabrennplatzrede ist die ideologische Zusammenfassung des Klerikalfaschismus, DollfuÅ fÉhrt aus:

Wir wollen das neue €sterre ich
Im Zeichen des Stephansdomes und der T€rkenbefreiung werden wir an die gro•e Geschichte unserer Heimat erin-
nert. Da• vor 500 Jahren in der damals kleinen, aber hochbedeutsamen Stadt Wien der Stephansdom als Kunstwerk 
der christlichen deutschen Kultur erstehen konnte, das beweist doch, da• schon damals wirkliche Kultur in unserem 
Lande geherrscht hat und bringt uns mit elementarer Wucht zum Bewu•tsein, da• schon vor mehr als vor einem hal-
ben Jahrtausend in unserem deutschen Lande die Verm‚hlung von wirklich echtem, kerngesundem Volkstum und 
nach oben orientierter Weltanschauung erlebten Christentums zu einer Hochbl€te der Kultur in ƒsterreichs Landen 
gef€hrt hat. Die T€rkenbelagerung vor 250 Jahren hat die Menschen um den Stephansturm herum und den Mann, der 
vom Stephansturm aus die Verteidigung leitete, mit banger Sorge erf€llt. Tapfer und treu haben die Wiener unter F€h-
rung ihres Verteidigers Starhemberg hier ausgehalten und wir freuen uns, da• der Name der Familie Starhemberg 
unserem Heimatlande erhalten geblieben ist und einer der Nachkommen des R€diger von Starhemberg zu den Er-
neuerern ƒsterreichs geh„rt.

Prinz Eugen, damals im Heere auf dem Kahlenberg noch junger Leutnant, war sp‚ter der Verteidiger und Mehrer die-
ses Reiches geworden. Es folgte das gro•e theresianische Zeitalter, in seiner ganzen Macht und gestaltenden Kraft. 
Und das war alles sogenanntes "Mittelalter" und jene Zeit, in der das Volk berufsst‚ndisch organisiert und gegliedert 
war, war jene Zeit, in der der Arbeiter gegen seinen Herrn nicht aufstand und organisiert war, jene Zeit, wo Wirtschaft 
und Leben auf der Zusammenfassung aller gegr€ndet war, die in einem Berufe ihr Brot erhalten haben.

Wir wissen genau, warum es der neuen Geistesrichtung, die wohl mit dem Beginn der franz„sisch en Revolution zu-
sammenf‚llt, m„glich war, dieses System gesellschaftlicher und wirtschaftlicher Ordnung wenigstens f€r anderthalb 
Jahrhunderte zu €berwinden. Damals war in der berufsst‚ndischen Ordnung der Bauernstand nicht entsprechend be-
r€cksichtigt, ja vernachl‚ssigt worden. Auch Handel und Gewerbe waren in ihren Z€nften erstarrt und f€hrten ein for-
malistisches Leben. Gewi• auch deshalb, weil die Privilegien einzelner St‚nde allzusehr in den Vordergrund ger€ckt 
waren. So ist das Zeitalter gekommen, wo der einzelne Mensch schutzlos der Macht des anderen unterworfen war 
und schlie•lich das Geld die Herrschaft antrat und der ‚rmere und schw‚chere Teil des Volkes zur€ckgedr‚ngt wur-
de. Wir wollen nicht verkennen, da• die technische Entwicklung in dieser Zeit ungeahnte Fortschritte machte, aber in 
dieser Zeit, in der man durch wirtschaftliche K‚mpfe die …nderung der sozialen Ordnung herbeif€hren wollte, und 
glaubte, da• man durch Wissen und Wissenschaft und durch Aufkl‚rung allen Problemen des Lebens beikommen 
k„nne, in einer Zeit, in der man die Einstellung des Menschen zur Unendlichkeit, seine Religion vielfach nur duldete, 
ja sogar bel‚chelte, in einer solchen Zeit materialistischer Einstellung, die den einzelnen zur restlosen Ausn€tzung 
seiner Geldmacht berechtigte, mu•te sich ein gro•er Teil des Volkes mit Recht unterdr€ckt f€hlen.

So ist dem Zeitalter des Liberalismus ein Zeitalter der Willk€r und der reinen Macht, ein Zeitalter gefolgt, das seinem I-
deengang nach nicht weniger materialistisch war, das ebenso ohne Gottes- und menschliche Gesinnung einfach rein 
formalistisch, organisatorisch die †bel der damaligen Zeit heilen wollte. So kam die Epoche des Marxismus, des brutalen 
















































































































































